
Prof. N g u y e n  M a n h  T u o n g  (Demokratische 
Republik Vietnam), Prof. K a i n o  (Japan) und Dozent 
T a i k  Y e n g  K i m  (Volksdemokratische Republik Ko­
rea) beschäftigten sich mit den amerikanischen Ein­
mischungsversuchen in Südost- und Ostasien und unter­
strichen ihren friedensgefährdenden und UNO-feind- 
lichen Charakter. Von japanischer Seite wurde dabei 
interessantes Material über die von den USA gesteuerte 
und verschleierte Remilitarisierung Japans unterbreitet. 
Prof. N g u y e n  M a n h  T u o n g  von der Universität 
Hanoi betonte, daß sich nach dem Abzug der franzö­
sischen Truppen aus Nordvietnam ein besseres Ver­
hältnis zu Frankreich angebahnt habe, das auf wirt­
schaftlichem und kulturellem Gebiet beiden Staaten 
die ersten Früchte einbringt: „Handels- und Kultur­
austausch ist für beide Seiten nützlicher als Kolonial­
system und Krieg.“

Dozent Dr. R e i n t a n z  (Universität Halle) unter­
strich die in der Charta verankerten Grundsätze der 
internationalen Solidarität und der Universalität und 
kritisierte die von einzelnen Organisationen der UN 
geübte, diskriminierende Politik der Nichtaufnahme 
der Deutschen Demokratischen Republik in diese Or­
ganisationen.

Rechtsanwalt P i t a  (Argentinien) untersuchte die 
USA-Expansion in Lateinamerika und qualifizierte sie 
als unzulässige Beschränkung der politischen, wirt­
schaftlichen und kulturellen Freiheit und als Verstoß 
gegen die UN-Charta; er forderte vor allem Aufhebung 
der Handelsschranken. Auf Grund einer Analyse des 
Bagdad-Paktes und der amerikanischen und britischen 
Wirtschaftspolitik im Nahen Osten kam Rechtsanwalt 
B a d a t (Syrien) für die arabischen Länder zu ähn­
lichen Ergebnissen; er wünschte eine stärkere Beach­
tung der Neutralität der kleinen Länder.

Prof. M a c c h i a  (Italien) bemängelte' an der Dis­
kussion, daß bisher zuviel politische Kritik an den 
Schwächen der Charta geübt worden sei. In der Ver­
gangenheit seien die Fragen der friedlichen Koexistenz 
zu oft den Politikern und "Militärs überlassen worden. 
Es müsse erreicht werden, daß künftig die Juristen 
stärker in Erscheinung treten, denn die Charta sei 
ein juristisches Instrument und bedürfe zu ihrer Hand­
habung der Juristen.

Prof. Dr. P o l a k  (Berlin) arbeitete die Identität von 
Koexistenz und Frieden heraus und führte aus, daß 
mit Koexistenz und Frieden die Schmälerung von 
staatlicher Souveränität, die Unterdrückung der Men­
schenrechte und des Selbstbestimmungsrechts der Völ­
ker unvereinbar ist. Um die Diskussion um dieses Pro­
blem weiterzuführen, regte er an, regionale Konfe­
renzen durchzuführen und in Publikationen die ver­
schiedenartigen Auffassungen zu den zu behandelnden 
Fragen darzulegen.

Der Berichterstatter, Prof. L y o n - C a e n ,  faßte vor 
dem Plenum die Arbeit der 1. Kommission dahin zu­
sammen, daß die Aussprache zwar eine große Material­
fülle brachte, jedoch vorwiegend lokalen und regio­
nalen Charakter trug und zuwenig zu den universalen 
Fragen vordrang.

Als Ergebnis, das von allen Mitgliedern der Kom­
mission gebilligt wurde, läßt sich feststellen:

Die friedliche Koexistenz von Staaten mit unter­
schiedlicher Rechts- und Gesellschaftsordnung ist eine 
Notwendigkeit unserer Epoche;

Koexistenz bedeutet Absage an den Krieg und seine 
Vorbereitung;

die UNO ist der Ort, wo im Rahmen der Charta die 
Verständigung zwischen den Staaten verwirklicht 
werden kann und Streit zwischen ihnen geschlichtet 
werden muß;

die Neutralität und das Recht auf Neutralität müssen 
geachtet werden;

der Internationalen Vereinigung Demokratischer Ju­
risten wird empfohlen, über die behandelten Probleme 
weitere Aussprachen zu organisieren und Veröffent­
lichungen herauszugeben.

*

In der Tatsache, daß die IVDJ auf ihrem 6. Kongreß 
zum ersten Male das internationale Privatrecht auf die 
Tagesordnung setzte, kommt die weltweite Erkenntnis 
von der Rolle zum Ausdruck, die das internationale 
Privatrecht bei der Entwicklung der internationalen 
Beziehungen und der friedlichen Zusammenarbeit zwi­
schen den Völkern spielen muß. Unter den zahlreichen 
aktuellen Themen aus diesem Rechtsgebiet hatte der 
Kongreß drei Fragenkomplexe ausgewählt:

1. Die Wirkungen der Nationalisierung,
2. die Stellung der staatlichen juristischen Personen 

im internationalen Handel und
3. die rechtliche Regelung der Zahlung mittels Clea­

ring zwischen Ländern verschiedener sozialer Systeme.
Die 2. Kommission erwies sich als außerordentlich 

arbeitsfähig; ihr gehörten neben sachkundigen Prak­
tikern u. a. auch bekannte Autoren wie Prof. L u n z  
(UdSSR), Prof. K n a p p  und Prof. B y s t r i c k y  (CSR), 
Prof. B o u v i e r - A r a m  und Rechtsanwalt S a r -  
r a u t e  (Frankreich) und Prof. W a s s i l e f f  (Bulga­
rien) an. Aus der lebhaften Diskussion können hier 
nur die Thesen einiger besonders interessanter Bei­
träge wiedergegeben werden.

Das Grundthema der gesamten Kommissionsarbeit 
behandelte Prof. L u n z  in einem einleitenden Referat 
über die Rolle des internationalen Privatrechts für die 
internationale Zusammenarbeit, wobei er drei Fragen 
prüfte: die Frage nach dem Gegenstand und Begriff 
des internationalen Privatrechts, die nach den Quellen 
des internationalen Privatrechts und das Verhältnis 
des internationalen Privatrechts zum Völkerrecht.

Prof. Lunz verstand es, auch die praktischen Seiten 
dieser zunächst akademisch anmutenden Fragen zu 
zeigen. Zum Gegenstand des internationalen Privat­
rechts zählt Prof. Lunz außer den Kollisionsnormen 
und den Normen über die rechtliche Stellung der Aus­
länder und ausländischen juristischen Personen auch 
die Probleme der Vereinheitlichung des Rechts in 
internationalen Abkommen, wobei er seine Ansicht 
nicht nur auf den theoretischen Gesichtspunkt der 
ähnlichen Behandlung aller Zivilrechtsverhältnisse mit 
internationalem Element, sondern auch auf die stei­
gende Bedeutung der „Allgemeinen Lieferbedingungen“ 
in den internationalen Beziehungen der sozialistischen 
Länder stützte. Dennoch schätzte er die Rolle der Kol­
lisionsnormen, auch der einseitig staatlich festgesetzten, 
für eine längere Periode als sehr bedeutend ein und 
knüpfte daran die Forderung, diese Kollisionsnormen 
durch internationale Vereinbarungen auch zwischen 
den westlichen Ländern und den sozialistischen Staa­
ten zu vereinheitlichen, um auf diese Weise die be­
kannten „hinkenden“ Rechtsverhältnisse zu verhindern. 
Anhand der in der Literatur bisher ungenügend be­
handelten internationalen „Abkommen über gegen­
seitige Rechtshilfe in Zivil- und Strafsachen“ wies er 
nach, daß die darin festgelegten Prinzipien vielfach mit 
denen westlicher Staaten übereinstimmen. Bei der Be­
handlung des Verhältnisses von Völkerrecht und inter­
nationalem Privatrecht unterstrich Prof. Lunz den 
zivilrechtlichen Charakter der Außenhandelsgeschäfte 
auch zwischen staatlichen Außenhandelsunternehmen 
der sozialistischen Staaten, wies aber andererseits auf 
den engen Zusammenhang zwischen Völkerrecht und 
internationalem Privatrecht hin, der u. a. zur An­
wendung bestimmter fundamentaler Prinzipien des 
Völkerrechts, wie des Prinzips der Souveränität, auf 
das internationale Privatrecht führt. Dieses wie andere 
demokratische Prinzipien gehören zu den traditionellen 
Grundsätzen, die alle demokratischen Juristen vertei­
digen müssen.

Die Erreichung dieses Ziels mit den Mitteln des inter­
nationalen Privatrechts war auch der Grundtenor des 
Referats Prof. B y s t r i c k y s  im Plenum, das die 
Grundlage der Diskussion zum wichtigsten Tagesord­
nungspunkt der Kommission, der Behandlung der Na­
tionalisierungswirkungen, bildete. Prof. Bystricky be­
stimmte zunächst den Begriff der Nationalisierung und 
grenzte sie von der Expropriation und Konfiskation, 
der Enteignung einzelner Objekte des Eigentumsrechts 
gegen oder ohne Entschädigung des früheren Eigen­
tümers, ab. Sein Hauptaugenmerk legte er jedoch auf
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